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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 
4 . März 1970 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land, dem Königreich der Niederlande und dem Ver- 
einigten Königreich Großbritannien und Nordirland 
über die Zusammenarbeit bei der Entwicklung und 
Nutzung des Gaszentrifugenverfahrens zur Herstellung 
angereicherten Urans 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Bildung und 

Wissenschaft) 


A. Problem 

Zur Sicherstellung der Versorgung deutscher Reaktoren mit an- 
gereichertem Uran sind Maßnahmen notwendig, die sicherstel- 
len, daß gegen Ende der 70er Jahre eine hinreichende Anreiche- 
rungskapazität zur Verfügung steht und eine größere Unab- 
hängigkeit von Lieferungen aus dem Ausland erreicht wird. 
Wegen des gleichgerichteten Interesses anderer europäischer 
Staaten sind die Bundesrepublik Deutschland, die Niederlande 
und Großbritannien am 4. März 1970 übereingekommen, die 
bisher parallel betriebenen Arbeiten bei der Entwicklung und 
Nutzung des Gaszentrifugenverfahrens zur Urananreicherung 
nunmehr gemeinsam fortzusetzen. 


B. Lösung 

Das Übereinkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung 
zuständigen Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes, 
da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
(16. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 
4. März 1970 zwischen der Bundesrepublik Deutschland, dem 
Königreich der Niederlande und dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland über die Zusammenarbeit bei 
der Entwicklung und Nutzung des Gaszentrifugenverfahrens 
zur Herstellung angereicherten Urans 

— Drucksache VI/2245 — 


A. Bericht der Abgeordneten Flämig und Lenzer 


Der Gesetzentwurf wurde in der 125. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 8. Juni 1971 dem Aus- 
schuß für Bildung und Wissenschaft federführend, 
an den Auswärtigen Ausschuß und an den Ausschuß 
für Wirtschaft mitberatend, sowie an den Haushalts- 
ausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung über- 
wiesen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat den Gesetzentwurf 
in seiner Sitzung am 9. Juni 1971 beraten und emp- 
fohlen, dem vorliegenden Gesetzentwurf unverän- 
dert zuzustimmen. 

Der Wirtschaftsausschuß hat den Gesetzentwurf in 
seiner Sitzung am 17. Juni 1971 beraten und der 
Regierungsvorlage zugestimmt. 

Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht nach 
§ 69 der Geschäftsordnung gesondert erstatten. 

Der Wissenschaftsausschuß hat den Gesetzentwurf 
in seiner Sitzung am 18. Juni 1971 abschließend be- 
raten und einstimmig dem Hohen Haus die unver- 
änderte Annahme des Gesetzentwurfs empfohlen. 

Bisher bezieht die Bundesrepublik Deutschland 
das für Kernkraftwerke und Forschungszwecke be- 


nötigte angereicherte Uran ausschließlich über die 
Europäische Atomgemeinschaft aus den Vereinigten 
Staaten. Bei dem ständigen Ansteigen von Kern- 
kraftwerken in Deutschland und in der gesamten 
Welt ist abzusehen, daß die jetzigen amerikanischen 
Anreicherungsanlagen ab etwa Ende der 70er Jahre 
nicht mehr in der Lage sein werden, den Bedarf nicht 
nur in den USA, sondern auch in den anderen Indu- 
strieländern, vor allem Westeuropas zu decken. 

Zur Sicherstellung der Versorgung deutscher Re- 
aktoren mit angereichertem Uran sind daher Maß- 
nahmen notwendig, die gewährleisten, daß zu die- 
sem Zeitpunkt trotzdem eine hinreichende Anreiche- 
rungskapazität zur Verfügung steht und eine grö- 
ßere Unabhängigkeit vom Ausland erreicht wird. 

Die vor mehr als zehn Jahren begonnenen Arbei- 
ten von Wissenschaftlern und Technikern in der Bun- 
desrepublik Deutschland und parallel dazu in Groß- 
britannien und in den Niederlanden zur Entwicklung 
der sogenannten Gasultrazentrifuge haben nunmehr 
einen Stand erreicht, der bald die Errichtung wirt- 
schaftlicher Anreicherungsanlagen im industriellen 
Maßstab erlauben wird. Deshalb sind die Bundes- 


Dru(k: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/2361 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 

republik, die Niederlande und Großbritannien am 
4. März 1970 übereingekommen, die bisher parallel 
betriebenen Arbeiten bei der Entwicklung und Nut- 
zung des Gaszentrifugenverfahrens zur Anreiche- 
rung für ausschließlich friedliche Zwecke gemeinsam 
fortzusetzen. Das Übereinkommen bedarf jedoch 
nach dem Grundgesetz der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes. 

Bonn, den 18. Juni 1971 

Flämig Lenzer 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2245 — un- 
verändert anzunehmen. 

Bonn, den 18. Juni 1971 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Dr. Lohmar Flämig Lenzer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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